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Untersuchungsanlage



Erhebungsmethode



 Online-Befragung (CAWI)



Grundgesamtheit



 Mitglieder des Wirtschaftsrates der CDU e.V.



Erhebungszeitraum



 4. bis 25. Juni 2014



Fallzahl



 n=2.017
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Ganz allgemein betrachtet: Wie zufrieden sind Sie mit den Ergebnissen der Regierungskoalition aus CDU/CSU und SPD?



52%



27% 20%



1% Sehr zufrieden



Zufrieden



Weniger zufrieden
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Gar nicht zufrieden
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Wie zufrieden sind Sie mit den Ergebnissen der Regierungskoalition aus CDU/CSU und SPD in den folgenden Politikfeldern? Sehr zufrieden/Zufrieden Europapolitik



56%



Haushaltspolitik



52%



36%



Arbeitsmarktpolitik



57%



34%



Umwelt- und Klimapolitik



63%



32%



Wohnungspolitik



64%



28%



Steuerpolitik



61%



26%



Verkehrs- und Infrastrukturpolitik



Rentenpolitik



42%



47%



Gesundheitspolitik



Energiepolitik



Weniger zufrieden/Gar nicht zufrieden



72%



20% 16% 10%



78% 82% 88%
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Wie bewerten Sie das wirtschaftspolitische Profil der nachfolgenden Parteien?



Sehr gut/Gut CDU/CSU



60%



FDP



41%



55%



AfD



39%



26%



SPD



Grüne



Weniger gut/Schlecht



64%



14%



85%



10%



Piraten 1%



Linke 1%



89%



87%



96%
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Welche Koalition würden Sie künftig auf Bundesebene bevorzugen?



CDU/CSU und FDP



42%



CDU/CSU und Grüne



20%



CDU/CSU und AfD



15%



CDU/CSU und SPD



8%



CDU/CSU und FDP und Grüne



7%



SPD und Grüne



1%



SPD und FDP



1%



SPD und Grüne und FDP



0%



SPD und Linke und Grüne



0%



SPD und Linke 0%
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Vermissen Sie die FDP als marktwirtschaftliches Korrektiv im Bundestag?



27%



Ja Nein



71%
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Wie zufrieden sind Sie mit den im Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnahmen zu…?



Sehr zufrieden/Zufrieden Keine Steuererhöhungen



82%



Ausgeglichener Haushalt / keine neuen Schulden



16%



80%



PKW-Maut



20%



34%



Mütterrente



62%



32%



Reform des ErneuerbareEnergien-Gesetzes (EEG)



66%



23%



Mindestlohn



21%



Mietpreisbremse



21%



Rente mit 63



Weniger zufrieden/Gar nicht zufrieden



8%



74% 78% 75% 90%
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Für wie geeignet halten Sie persönlich die folgenden Maßnahmen, um die Deindustrialisierung in Deutschland zu bekämpfen und die schleichende Desinvestition zu beenden? Sehr geeignet/Geeignet Abbau von Bürokratie



Weniger geeignet/Überhaupt nicht geeignet 95%



4%



Energie- und Rohstoffversorgung absichern



92%



7%



Mobilität und Flexibilität auf den Arbeitsmärkten verstärken



90%



9%



Energiepreise international wettbewerbsfähig machen



88%



9%



Staatliche Eingriffe in der Industrie zurücknehmen



87%



10%



Europäische Energie- und Klimapolitik verzahnen und Doppelbelastungen beseitigen



86%



10%



Offene Märkte gewährleisten und Freihandel stärken



86%



11%



Förderung für erneuerbare Energien nach Erreichung eines Anteils von 35 Prozent am deutschen Stromverbrauch beenden Ausschreibung und verpflichtende Direktvermarktung mit fixer Marktprämie im EEG schnellstmöglich umsetzen



64% 53%
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30% 25%
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Zunehmend werden Forderungen aus Südeuropa laut, dass die Europäische Zentralbank von ihrem Kernauftrag, die Geldwertstabilität zu bewahren, abweichen soll. Stattdessen solle sie die Geldpolitik auch als ein Instrument zur Steuerung von Wachstum und Arbeitsplätzen nutzen. Wie bewerten Sie diese Rolle der Europäischen Zentralbank?



Die EZB muss wieder ihre Kernaufgabe der Preisniveaustabilität fokussieren. Es ist nicht ihre Aufgabe, Staaten zu finanzieren. Die Krise lässt sich nicht durch die Notenpresse lösen.



80 %



Die EZB sollte in Zukunft eine höhere Inflationsrate in Kauf nehmen und Geldpolitik auch als ein Instrument zur Steuerung von Wachstum und Arbeitsplätzen nutzen.



14 %



Die EZB sollte weiterhin Staatsanleihen von Krisenländern kaufen, auch wenn dies den deutschen Steuerzahler zusätzlich belastet.



3%
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Hat der Präsident der Europäischen Zentralbank Mario Draghi hat mit seiner 'Was immer auch nötig ist …'- Aussage ('Innerhalb ihres Mandats ist die Europäische Zentralbank bereit zu tun, was immer auch nötig ist, um den Euro zu retten. Und glauben Sie mir, es wird genug sein.') die Märkte beruhigt und richtig gehandelt?



46%



27%



12%



Stimme stark zu



9%



Stimme eher zu



Stimme eher nicht zu
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Stimme gar nicht zu
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Die Krise in Europa hat die Diskussion um den Ordnungsrahmen in der Europäischen Union (EU) neu entfacht. Es bietet sich die Gelegenheit, den Kontinent neu aufzustellen und Europa fit für die Zukunft zu machen. Welche Maßnahmen zur Stärkung der EU halten Sie für geeignet? Sehr geeignet/Geeignet Aufgaben sollten auf der Ebene bearbeitet werden, auf der sie am besten gelöst werden können. Nicht jede Frage in Europa erfordert auch eine europäische Antwort.



95%



Die Entscheidungsstrukturen der EU-Kommission müssen gestrafft werden. Die Anzahl von 28 gleichberechtigten EUKommissaren muss deutlich verringert werden.



4%



92%



Vor einer Erweiterung der EU sollte eine Vertiefung der politischen Union stehen.



5%



89%



Innerhalb der EU-Kommission sollten Vizepräsidenten inhaltlich verwandte Ressorts mehrerer Kommissare koordinieren.



8%



62%



Die EU sollte einen Präsidenten haben, der von den EU-Bürgern direkt gewählt wird.



33%



55%



Über die Verlagerung von Kompetenzen an die EU sollten die EU-Bürger in einer Volksabstimmung direkt entscheiden, nicht die gewählten Politiker. Deutschland sollte zugunsten einer tieferen politischen Integration der EU auf eigene Souveränitätsrechte verzichten.



Weniger geeignet/Überhaupt nicht geeignet



41%



44%



26%
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54%



71%
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Die EU und die USA verhandeln über ein transatlantisches Freihandels- und Investitionsabkommen. Ziel ist eine umfassende Einigung für mehr Wachstum und Beschäftigung auf beiden Seiten des Atlantiks. Für wie wichtig halten Sie die folgenden Aspekte eines transatlantischen Freihandels- und Investitionsabkommens und die damit verbundenen Vereinbarungen? Sehr wichtig/Eher wichtig



Weniger wichtig/Unwichtig



Abbau von Zöllen und Vereinfachung von Zollvorschriften



90%



6%



Anpassung bzw. gegenseitige Anerkennung von Normen, Standards und Zertifizierungen



88%



9%



Impuls für weitere Liberalisierung des Welthandels



80%



16%



Der Abschluss eines transatlantisches Freihandels- und Investitionsabkommens im Allgemeinen



76%



18%



Einfachere und kostengünstigere Wege zur Beilegung von Streitfällen



76%



18%



Verbesserter Investitionsschutz in den USA Besserer Zugang zu öffentlichen Aufträgen



70% 65%
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20% 30%
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Wie vordringlich ist für Sie der Abbau der „kalten Progression“ im Einkommensteuertarif zum Ausgleich einer inflationsbedingten Steuerungerechtigkeit?



52% 33%



Sehr vordringlich



Eher vordringlich



11%



2%



Weniger vordringlich



Überhaupt nicht vordringlich
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Sollte der Abbau der „kalten Progression” im Einkommensteuertarif durch Einsparungen an anderer Stelle gegenfinanziert werden?



64%



31%



Ja



Nein
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Eine funktionierende Verkehrsinfrastruktur ist einer der wichtigsten Standortfaktoren. Welche Maßnahmen zur verbesserten Finanzierung der Sanierungsinvestitionen in unsere Verkehrswege halten Sie für geeignet? Sehr geeignet/Geeignet Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel durch Umschichtung im Haushalt



78%



Erweiterung der LKW-Maut auf Bundesstraßen bei zweckgebundener Verwendung der Mittel



21%



69%



Einführung einer PKW-Maut für Autobahnen bei zweckgebundener Verwendung der Mittel



30%



57%



Umwandlung des Solidaritätszuschlags in einen „Infrastruktur-Soli“



Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel durch neue oder erhöhte Steuern und Abgaben



Weniger geeignet/Überhaupt nicht geeignet



41%



52%



8%



46%



90%
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Reichen die bisherigen Entscheidungen der Bundesregierung aus, um die Steigerung der Energiepreise einzudämmen?



89%



6% Ja



Nein
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Mit Blick auf eine weitere Reform des EEG, welche Maßnahmen sind aus Ihrer Sicht am dringendsten? Sehr dringend/Dringend



Weniger dringend/Überhaupt nicht dringend



Aufholstrategie für den Ausbau der Stromnetze und Synchronisation mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien umsetzen



86%



Herausforderungen in der Energie- und Klimapolitik grundsätzlich stärker im europäischen Verbund lösen



83%



Alle Erneuerbare-Energien-Anlagenbetreiber müssen sich zukünftig an Systemstabilität und Versorgungssicherheit beteiligen



14%



65%



Förderung für erneuerbare Energien bei einem Anteil von 35 Prozent am deutschen Stromverbrauch beenden



31%



61%



Heimische Potenziale bei konventionellen Energieträgern (Schiefergas, Braunkohle etc.) technologieoffen nutzen



Ausbau der erneuerbaren Energien weiter beschleunigen



13%



79%



Steigerung der Energieeffizienz im Gebäude, Mobilitäts- und Industriebereich stärker vorantreiben



Ausschreibung und verpflichtende Direktvermarktung mit fixer Marktprämie im EEG schnellstmöglich umsetzen



9%



32%



55%



51%



38%
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42%



26%



59%



18



Ist die vorgelegte Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) eine Verbesserung?



45% 35%



Ja



Nein
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In das neue Europa-Parlament wurden allein aus Deutschland 14 Parteien gewählt. Sollte nach diesem Ergebnis die Fünf-Prozent-Klausel für Bundestagswahlen und Europawahlen im Grundgesetz festgeschrieben werden?



69%



18% 8%



2%



Ja, aber nur für Bundestagswahlen



Ja, aber nur für Europawahlen



Ja, für Europa- und Bundestagswahlen
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